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Regierungsvorlage 

VERTRAG 

zwischen der R�publik Österreich und der Slowakischen Republik: über die Ergänzung des 
Europäischen Ubereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 

und die Erleichterung seiner Anwendung 

Artikel I 

(Zu Artikel 1 des Übereinkommens) 

(1) Sofern in diesem Vertrag nichts anders bestimmt wird, wird Rechtshilfe auch für Verfahren 
wegen strafbarer Handlungen geleistet, deren Bestrafung in dem Zeitpunkt, in dem um Rechtshilfe 
ersucht wird, in einem der beiden Vertragsstaaten in die Zuständigkeit eines Gerichtes und im anderen 
Vertragsstaat in die Zuständigkeit einer Verwaltungsbehörde fällt. Für die Rechtshilfe durch Zustel­
lung ist es nicht erforderlich, daß im ersuchten Vertragsstaat eine Justiz- oder Verwaltungsbehörde 
zur Verfolgung zuständig ist. 

(2) Die auf Grund des Absatzes 1 erbetene Rechtshilfe kann abgelehnt werden, wenn die Tat 
keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat und der mit der Leistung der Rechtshilfe 
verbundene Aufwand im Verhältnis zu der im ersuchenden Vertragsstaat zu erwartenden Strafe nicht 
gerechtfertigt wäre. 

Artikel ß 

(Zu Artikel 1 des Übereinkommens) 

Das Übereinkommen und dieser Vertrag werden auch angewendet 
a) in Angelegenheiten der Wiederaufnahme des Verfahrens; 
b) in Gnadensachen; 
c) in Verfahren über Ansprüche auf Entschädigung für ungerechtfertigte Haft, andere durch ein 

Strafverfahren entstandene Nachteile oder für ungerechtfertigte Verurteilung, soweit nicht 
Bestimmungen anderer internationaler Vereinbarungen anzuwenden sind. 

Artikel m 

(Zu Artikel 2 des Übereinkommens) 

(1) Rechtshilfe wird im Rahmen von Artikel! auch in Steuer-, Abgaben-, Zoll-, Monopol- und 
Devisenstrafsachen und in Strafsachen wegen der Verletzung von Vorschriften über die Warenbewirt­
schaftung oder über den Außenhandel geleistet. Die Rechtshilfe darf nicht ausschließlich mit der 
Begründung abgelehnt werden, daß das Recht des ersuchten Vertragsstaates keine Steuer-, Abga­
ben-, Zoll-, Monopol- und Devisenvorschriften oder keine Vorschriften über die Warenbewirtschaf­
tung oder über den Außenhandel derselben Art wie das Recht des ersuchenden Vertragsstaates ent­
hält. 

(2) Die nach den Vorschriften der Vertragsstaaten bestehenden Geheimhaltungspflichten in fiska­
lischen Angelegenheiten gemäß Absatz 1 stehen der nach diesem Artikel zu leistenden Rechtshilfe 
nicht entgegen. Umstände oder Tatsachen, die den Justiz- oder Verwaltungsbehörden eines Vertrags­
staates im Zusammenhang mit einem Rechtshilfeersuchen bekannt werden, unterliegen der nach den 
Vorschriften dieses Vertragsstaates in fiskalischen Angelegenheiten bestehenden Geheimhaltungs­
pflicht. 
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Artikel IV 

(Zu Artikel 3 des Übereinkommens) 

(1) Gegenstände oder andere Vermögenswerte, die aus der mit Strafe bedrohten Handlung her­
rühren oder durch diese erlangt worden sind, werden zum Zwecke der Aushändigung an den Geschä­
digten übermittelt, sofern dies nach der Rechtsordnung des ersuchenden Vertragsstaates zulässig ist 
und nicht 

a) die unmittelbare Übergabe an den Geschädigten oder einen durch diesen Beauftragten mög­
lich ist, 

b) die Gegenstände im ersuchten Vertragsstaat als Beweisstücke für ein bei einem Gericht oder 
einer Verwaltungsbehörde anhängiges Verfahren benötigt werden, 

c) hinsichtlich der Gegenstände im ersuchten Vertragsstaat die Einziehung oder der Verfall tat­
sächlich ausgesprochen wird oder 

d) Dritte Rechte an ihnen geltend machen. 

(2) Für ein Ersuchen nach Absatz 1 ist eine richterliche Anordnung der Beschlagnahme nicht 
erforderlich. 

(3) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige dingliche Haftung nach den Vorschriften des Zoll- oder 
Steuerrechtes wird der ersuchte Vertragsstaat bei der Übermittlung von Gegenständen unter Verzicht 
auf deren Rückgabe nicht geltend machen, es sei denn, daß der durch die strafbare Handlung geschä­
digte Eigentümer der Gegenstände die betreffende Abgabe selbst schuldet. 

Artikel V 

(Zu Artikel 4 des Übereinkommens) 

(1) Den Vertretern der am Strafverfahren beteiligten Behörden sowie den sonstigen Beteiligten 
und ihren Rechtsbeiständen wird auf Ersuchen die Anwesenheit bei der Vornahme der Rechtshilfe­
handlungen im ersuchten Vertragsstaat gestattet. Sie können ergänzende Fragen oder Maßnahmen 
anregen. Artikel 12 des Übereinkommens findet sinngemäß Anwendung. 

(2) Zur Tätigkeit der Behördenvertreter des anderen Vertragsstaates gemäß Absatz 1 bedarf es in 
der Republik Österreich der Zustimmung des Bundesministeriums für Justiz, in der Slowakischen 
Republik der Zustimmung der Generalstaatsanwaltschait der Slowakischen Republik oder des Justiz­
ministeriums der Slowakischen Republik. 

Artikel VI 

(Zu ArtikelS des Übereinkommens) 

Rechtshilfe durch Beschlagnahme von Gegenständen oder Durchsuchung wird nur geleistet, wenn 
zur Verfolgung der dem Ersuchen zugrundeliegenden strafbaren Handlung in dem Zeitpunkt, in dem 
um Rechtshilfe ersucht wird, im ersuchten Vertragsstaat eine Justizbehörde zuständig wäre. 

Artikel VII 

(Zu Artikel 6 des Übereinkommens) 
Auf die Rückgabe der in Artikel 3 Absatz 1 des Übereinkommens erwähnten Gegenstände oder 

Schriftstücke wird keinesfalls verzichtet, wenn Dritte, die Rechte an ihnen geltend machen, dem Ver­
zicht nicht zustimmen. 

Artikel vm 

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens) 

Artikel 10 Absatz2 des Übereinkommens findet auf alle Fälle der Vorladung eines Zeugen oder 
Sachverständigen Anwendung. Diese Personen können selbst einen VorschuB nach Artikel10 
Absatz 3 des Übereinkommens verlangen. 

Artikel IX 

(Zu Artikelll und 12 des Übereinkommens) 

(1) Gestattet der ersuchte Vertragsstaat die Anwesenheit einer im Hoheitsgebiet des ersuchenden 
Vertragsstaates in Haft befindlichen Person bei der Erledigung eines Rechtshilfeersuchens, so hat er sie 
für die Dauer ihres Aufenthalts in seinem Hoheitsgebiet in Haft zu halten und sie nach Vornahme der 
Rechtshilfehandlung dem ersuchenden Vertragsstaat unverzüglich wieder zu überstellen, sofern nicht 
dieser die Freilassung verlangt. 
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(2) Gestattet ein dritter Staat die Anwesenheit einer im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates in 
Haft befindlichen Person bei der Erledigung eines Rechtshilfeersuchens, so gelten für die Beförderung 
dieser Person durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates die Absätze 2 und 3 des Artikels 11 
des Übereinkommens. 

(3) Die Bestimmungen des Artikels 12 des Übereinkommens sind auf die in den vorstehenden 
Absätzen 1 und 2 erwähnten Fälle anzuwenden. 

Artikel X 

(Zu Artikel 13 des Übereinkommens) 

Der ersuchte Vertragsstaat übermittelt von den Polizeibehörden des anderen Vertragsstaates für 
Zwecke der Strafrechtspflege erbetene Auskünfte aus dem Strafregister in dem Umfang, in dem seine 
Polizeibehörden sie in ähnlichen Fällen erhalten könnten. Auskünfte über getilgte (gelöschte) Eintra­
gungen werden keinesfalls erteilt. 

Artikel XI 

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens) 

(1) In Zustellersuchen wird bei den Angaben über den Gegenstand und den Grund des Ersuchens 
auch die Art des zuzustellenden Schriftstückes sowie die Stellung des Empfängers im Verfahren 
bezeichnet. 

(2) Einem Ersuchen um Durchsuchung oder Beschlagnahme von Beweisstücken oder Schriftstük­
ken wird eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift der richterlichen Anordnung beigefügt. Kann 
einem solchen Ersuchen keine Ausfertigung einer richterlichen Anordnung beigefügt werden, so 
genügt die Erklärung der zuständigen Justizbehörde, daß die für die Maßnahme erforderlichen Voraus­
setzungen nach dem im ersuchenden Staat geltenden Recht vorliegen. 

Artikel XII 

(Zu Artike115 des Übereinkommens) 

(1) Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, können die Justizbehörden der beiden Ver­
tragsstaaten unmittelbar miteinander verkehren. Rechtshilfeersuchen der slowakischen Justizbehör­
den werden den Gerichten der Republik Österreich übermittelt; Rechtshilfeersuchen der österreichi­
schen Justizbehörden werden, wenn bereits Anklage erhoben worden ist, den Gerichten, sonst den 
Staatsanwaltschaften der Slowakischen Republik übermittelt. Die Vermittlung durch das Bundesmini­
sterium für Justiz der Republik Österreich einerseits und durch die Generalstaatsanwaltschaft der Slo­
wakischen Republik oder das Justizministerium der Slowakischen Republik andererseits wird dadurch 
nicht ausgeschlossen. 

(2) Ersuchen um Vornahme einer Durchsuchung oder Beschlagnahme, um Übermittlung von 
Gegenständen, um Überstellung oder Durchbeförderung in Haft befindlicher Personen werden durch 
das Bundesministerium für Justiz der Republik Österreich und durch die Generalstaatsanwaltschaft der 
Slowakischen Republik oder das Justizministerium der Slowakischen Republik übermittelt. In dringen­
den Fällen ist der unmittelbare Verkehr zwischen den Justizbehörden zulässig, jedoch wird überdies 
eine Abschrift des Ersuchens auf dem in Satz 1 dieses Absatzes vorgesehenen Weg übermittelt. 

(3) An andere Personen als den Beschuldigten zuzustellende Schriftstücke können auch unmittel­
bar durch die Post nach den für den Postverkehr geltenden Vorschriften übermittelt werden. Im Post­
weg übermittelte Schriftstücke, deren Zustellung nach dem Übereinkommen und diesem Vertrag nicht 
zulässig wäre, gelten in beiden Vertragsstaaten als dem Empfänger nicht zugekommen. 

(4) Die im Artikel X dieses Vertrages erwähnten Ersuchen werden durch das Bundesministerium 
für Inneres der Republik Österreich einerseits und durch die Generalstaatsanwaltschaft der Slowaki­
schen Republik andererseits übermittelt und auf demselben Weg beantwortet. In dringenden Fällen 
ist der unmittelbare Verkehr zwischen den Polizeibehörden und den zuständigen Strafregisterbehör­
den zulässig. 

(5) In Anwendung dieses Vertrages können von den Justizbehörden zweisprachige Formblätter 
verwendet werden. 
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Artikel xm 

(Zu Artikel 16 des Übereinkommens) 

(1) Übersetzungen von Ersuchen, die nach diesem Vertrag gestellt werden, sowie von beigefügten 
Unterlagen werden, soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, nicht angeschlossen. 

(2) Den zuzustellenden Schriftstücken ist eine Übersetzung in die Sprache des ersuchten Vertrags­
staates anzuschließen, die von einem amtlich bestellten Dolmetscher mit Sitz in einem der Vertrags­
staaten angefertigt und beglaubigt ist. Eine Beglaubigung der Unterschrift des Dolmetschers ist nicht 
erforderlich. 

(3) Ist das zuzustell�nde Schriftstück nicht mit einer Übersetzung in die Sprache des ersuchten 
Vertragsstaates versehen, so hat sich das ersuchte Gericht darauf zu beschränken, die Zustellung durch 
Übergabe des Schriftstückes an den Empfänger zu bewirken, wenn dieser zur Annahme bereit ist. 

(4) Schriftstücken, die nach ArtikelXII Absatz 3 dieses Vertrages unmittelbar im Postweg zuge­
stellt werden, ist in jedem Fall eine Übersetzung in die Sprache des ersuchten Vertragsstaates anzu­
schließen. Ist das zuzustellende Schriftstück nicht mit einer Übersetzung in die Sprache des ersuchten 
Vertragsstaates versehen, so gilt die Zustellung in beiden Vertragsstaaten als nicht bewirkt. Bei der 
Zustellung an eigene Staatsangehörige kann auf Übersetzungen verzichtet werden. 

Artikel XIV 

(Zu Artikel 20 des Übereinkommens) 

Die durch die Übermittlung von Gegenständen zum Zwecke der Aushändigung an den Geschä­
digten (Artikel IV) und durch die ÜbersteIlung oder Durchbeförderung in Haft befindlicher Personen 
(Artikel I X) entstandenen Kosten werden vom ersuchenden Vertragsstaat erstattet. 

Artikel XV 

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens) 

(1) Auf Grund einer nach Artikel 21 des Übereinkommens übermittelten Anzeige zur Strafverfol­
gung werden die zuständigen Behörden nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des ersuchten Vertrags­
staates ein Strafverfahren in derselben Weise einleiten wie bei einer im eigenen Staatsgebiet begange­
nen strafbaren Handlung. Sind im ersuchten Vertragsstaat für Verfahren wegen Handlungen gegen 
fremdes Vermögen nicht die lustizbehörden zuständig, so leiten sie die Anzeige an die zuständige Ver­
waltungsbehörde weiter. Der Schriftverkehr nach Artikel 21 des Übereinkommens findet zwischen den 
Staatsanwaltschaften der Republik Österreich einerseits und der Generalstaatsanwaltschaft der Slowa­
kischen Republik andererseits statt. 

(2) Die zuständigen Behörden des Tatortstaates werden im Einzelfall prüfen, ob eine Anzeige 
nach Artikel 21 des Übereinkommens im Interesse der Wahrheitsfindung, aus anderen für das Strafver­
fahren wichtigen Gründen, aus Gründen der Strafzumessung oder des Strafvollzuges oder im Interesse 
der Resozialisierung des Beschuldigten geboten ist. 

(3) Der Beurteilung von Verkehrsstraftaten sind im ersuchten Vertragsstaat die am Tatort gelten­
den Verkehrsregeln zugrunde zu legen. 

(4) Ein zur Einleitung des Strafverfahrens notwendiger Antrag oder eine solche Ermächtigung, die 
in dem ersuchenden Vertragsstaat vorliegt, ist auch im ersuchten Vertragsstaat wirksam; nur nach der 
Rechtsordnung des ersuchten Vertragsstaates erforderliche Anträge oder Ermächtigungen können 
innerhalb einer von den zuständigen Behörden dieses Veitragsstaates zu bestimmenden angemesse­
nen Frist nachgeholt werden. 

(5) Die Anzeige hat eine kurze Darstellung des Sachverhalts sowie möglichst genaue Angaben 
über die beschuldigte Person, ihre Staatsangehörigkeit und ihren Wohn- oder Aufenthaltsort zu enthal­
ten. Ihr werden beigefügt: 

a) die Akten in Urschrift oder beglaubigter Abschrift (Kopie) sowie in Betracht kommende 
Beweisgegenstände; 

b) eine Abschrift der Bestimmungen über den Tatbestand und die Strafe, die nach der Rechtsord­
nung des Vertragsstaates, in dem die Tat begangen worden ist, anwendbar sind, sowie bei Ver­
kehrsstraftaten außerdem eine Abschrift der für die Beurteilung maßgebenden Verkehrsre­
geln; 

c) Erklärungen des Geschädigten, die zur Einleitung des Strafverfahrens erforderlich sind. 
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(6) Die Gegenstände und die urschriftlichen Unterlagen werden dem ersuchenden Vertragsstaat 
sobald wie möglich zurückgegeben, soweit er auf die Rückgabe nicht verzichtet. Rechte des ersuchten 
Vertragsstaates oder dritter Personen an den übermittelten Gegenständen bleiben unberührt. 

Artikel XVI 

(Zu Artikel21 des Übereinkommens) 

Die Justizbehörden des ersuchenden Vertragsstaates sehen von weiteren Verfolgungs- oder Voll­
streckungsmaßnahmen wegen der angezeigten Tat gegen die beschuldigte Person ab, 

a) solange der Strafvollzug ganz oder teilweise ausgesetzt oder die Entscheidung über die Bestra­
fung aufgeschoben ist; 

b) wenn die im ersuchten Vertragsstaat verhängte Strafe vollstreckt, erlassen oder verjährt ist; 
c) wenn aus Beweisgründen oder deshalb, weil die Tat eine strafbare Handlung nicht begründet, 

ein rechtskräftiger Freispruch oder eine endgültige Einstellung erfolgt ist. 

ArtikelXVß 

(Zu Artikel 22 des Übereinkommens) 

(1) Die Strafnachrichten werden mindestens einmal vierteljährlich zwischen dem Bundesministe­
rium für Inneres der Republik Österreich und dem Justizministerium der Slowakischen Republik aus­
getauscht. 

(2 ) Jeder Vertragsstaat, der die Benachrichtigung nach Artikel 22 des Übereinkommens vorge­
nommen hat, übermittelt dem anderen Vertragsstaat auf dessen Ersuchen im Einzelfall eine Abschrift 
der in Betracht kommenden Urteile und Maßnahmen sowie alle weiteren diesbezüglichen Auskünfte, 
um ihm die Prüfung zu ermöglichen, ob dadurch innerstaatliche Maßnahmen erforderlich werden. 

(3) Der Schriftverkehr nach Absatz 2 findet zwischen dem Bundesministerium für Justiz der Repu­
blik Österreich einerseits und dem Justizministerium der Slowakischen Republik andererseits statt. 

Artikel XVIII 
(Zu Artikel24 des Übereinkommens) 

Im Sinne dieses Übereinkommens gelten als Justizbehörden: 
a) für die Republik Österreich: die Strafgerichte, die Staatsanwaltschaften und das Bundesmini­

sterium für Justiz; 
b) für die Slowakische Republik: die Gerichte, die Staatsanwaltschaften, die Generalstaatsanwalt­

schaft und das Justizministerium; 

Artikel XIX 

(Zu Artikel 29 des Übereinkommens) 

Kündigt einer der Vertragsstaaten das Übereinkommen, so wird die Kündigung im Verhältnis zwi­
schen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik zwei Jahre nach Eingang der Notifika­
tion der Kündigung beim Generalsekretär des Europarates wirksam. 

Artikel XX 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden in Preßburg ausge­
tauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem 
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wurden. 

(3) Dieser Vertrag bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten den 
Vertrag schriftlich auf diplomatischem Wege kündigt. In diesem Fall tritt der Vertrag ein Jahr nach der 
Kündigung außer Kraft. Der Vertrag tritt auch ohne Kündigung mit dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem 
das Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vorn 20. April 1959 zwischen den 
Vertragsstaaten des vorliegenden Vertrages außer Kraft tritt. 

Geschehen zu Wien, am 20. Juni 1994, in zwei Urschriften, jede in deutscher und slowakischer 
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 
Nikolaus Michalek 

Für die Slowakische Republik: 
Milan Hanzel 
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6 141 der Beilagen 

ZMLUVA 

medzi Rakuskou.republikou a SIovenskou repubIikou 0 dopIneni Europskeho dohovoru 0 

vzajomnej pomoci v trestnych veciach z 20. aprlIa 1959 a ufahcem jeho vykonavania 

Clanok I 

(k chinku 1 Dohovoru) 

(1) Pokiaf tato zmluva nestanovf inak; pravna pomoc bude poskytovana i v konaniach pre ciny, 
ktorych potrestanie v case, kedy je 0 pravnu pomoci ziadane, patrf v jednom zmluvnom state do 
pravomeci sudu a v druhom zmluvnom state do pnivomoci spravneho organu. Pre pnivnu pomoc 
poskytovanu dorueenfm sa nevyzaduje, aby bola v doziadanom zmluvnom state na potrestanie dana 
pnivomoc justieneho alebo spravneho organu. 

(2) Pravna pomoc, 0 ktorU je ziadane na za14ade odseku 1, maze byi odmietnuta, ak ein nemal 
ziadne alebo mal len nepatre nasledky a miklady spojene s poskytnutfm pnivnej pomoci by v pomere 
k trestu oeakavanemu v dozadujucom zmluvnom state boli neprimerane. 

CtanokU 

(k elcinku 1 Dohovoru) 

Dohovor a tato zmluva sa pouZiju tiez 
a) vo veciach obnovy konania; 
b) vo veciach milosti; 
c) v konaniach 0 narokoch na odskodnenie za neopravnenu väzbu, ine skody spösobene trestnym 

konanim alebo za neodövodnene odslidenie, pokiaf sa nemajli pouiii ustanovenia inych 
medzinarodnych dohöd. 

Ctanokm 

(k clanku 2 Dohovoru) 

(1) Pnivna pomoc podfa elanku I sa poskytuje aj pri konaniach 0 einoch, ktorymi boli porusene 
daiiove, monopolne, colne alebo devizove predpisy alebo predpisy tykajlice sa hospodarenia s tovarom 
alebo predpisy zahranieneho obchodu. Pravna pomoc nesmie byt' odmietnuta rylucne z dövodu, ze pra­
vo doziadaneho zmluvneho statu nepozna rovnake danove, monopolne, colne alebo devfzove predpisy 
alebo predpisy tykajlice sa hospodarenia s tovarom alebo predpisy zahranieneho obchodu ako pravo 
dozadujliceho zmluvneho statu. 

(2) Povinnosi dodriiavai tajomstvo vo fiskalnych veciach uvedenych v odseku 1 vyplyvajlica z 
pravnych predpisov zmluvnych statov nebrcini poskytnutiu pravnej pomoci podfa tohto elanku. Oko­
lnosti alebo skutoenosti, s ktorymi sa oboznamia justiene alebo spravne organy zmluvneho statu v slivis­
losti s doZiadanfm 0 pravnu pomoc, podliehajli povinnosti dodrZiavai tajomstvo vo fiskaInych veciach 
vyplyvajlicej z pravnych predpisov tohto zmluvneho statu. 

Ctanok IV 

(k elanku 3 Dohovoru) 

(1) Veci alebo ine majetkove hodnoty pochadzajlice z konania, za ktore hrozi ulozenie trestu, 
alebo ziskane takymto konanfm sa budli odovzdavat' za licelom vydania poSkodenemu, ak je to 
pripustne podfa pravneho poriadku dozadujliceho zmluvneho statu a ak 

. 

a) nie je mozne ich priame vydanie poskodenemu alebo nim poverenej osobe, alebo 
b) nie sli potrebne v doziadanom zmluvnom state ako dökazne predmety v konani zaeatom pred 

slidom alebo spravnym organom, alebo 
c) nepodliehaju zabaveniu alebo prepadnutiu v doZiadanom zmluvnom state, alebo 
d) neuplatnujli na ne pravo tretie osoby. 

(2) Pre doziadanie podfa odseku 1 sa nevyzaduje prikaz slidu na zaistenie veci. 

(3) DoZiadany zmluvny stat neuplatni pri odovzdani vecf, ak sa vzdal ich vratenia, zalozne colne 
pravo alebo ine vecne rueenie podfa predpisov colneho alebo danoveho pniva, okrem rych pripadov, 
kerl' vlastnik vecf poskodeny trestnym einom prislusny poplatok sam dlhuje. 
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Ö:inok V 

(k ehinku 4 Dohovoru) 

7 

(1) Zastupcom organov einnych trestnom konanf ako aj inym ueastnfkom a ich pravnym zastupcom 
sa na zaklade doziadania povolf prftomnosr pri vykonanf ukonov pravnej pomoci v doziadanom 
zmluvnom state. Mözu davai podnety na dopliiujuce otazky alebo opatrenia. Clanok 12 Dohovoru sa 
pOuZije primerane. 

(2) Pre einnost zastupcov organov druheho zmluvneho statu podfa odseku 1 sa v Rakuskej 
republike vyzaduje suhlas Spolkoveho ministerstva spravodlivosti, v Slovenskej republike suhlas 
Generalnej prokuratury Slovenskej republiky alebo Ministerstva spravodlivosti Slovenskej republiky. 

CIanok VI 

(k elanku 5 Dohovoru) 

Pravna pomoc formou zaistenia veci alebo prehliadky sa poskytne iba vtedy, ak v ease podania 
ziadosti 0 pravnu pomoc by bola na konanie pre ein, ktoreho sa doziadanie ryka, dana v 
doziadanom zmluvnom state pravomoc justieneho organu. 

CIanokVll 

(k elanku 6 Dohovoru) 

Vzdaf sa vratenia vecf alebo listfn uvedenych v clanku 3 odsek 1 Dohovoru nie je v ziadnom 
prfpade mozne, ak s t9m nesuhlasia tretie osoby, ktore si na ne uplatiiuju prava. 

CIanokvm 

(k clanku 10 Dohovoru) 
Clanok 10 odsek 2 Dohovoru sa pOuZije na vsetky prfpady predvolania svedka alebo zna1ca. Tieto 

osoby mözu same ziadat 0 zalohu podfa clanku 10 odsek 3 Dohovoru. 

CIanok IX 

(k elanku 11 a 12 Dohovoru) 

(1) Ak doziadany zmluvny stat povolf, aby bola pri vybavovanf doziadania 0 pravnu pomoc 
prftomna osoba, ktora je vo väzbe alebo rykone trestu odiiatia slobody na uzernf dozadujuceho 
zmluvneho statu, musi tuto osobu ddat vo väzbe po celu dobu jej pobytu na svojom uzernf a po 
vykonani ukonu pravnej pomoci okamZite ju vratii spät dozadujucemu zmluvnemu statu, pokiaf tento 
nepoziadal 0 jej prepustenie. 

(2) Ak povoli treti steit, aby bola pri vybavovanf doziadania pritomna osoba, ktora je vo väzbe 
alebo rykone trestu odiiatia slobody na uzernf jedneho zo zmluvnych statov, platia pre prevoz takejto 
osoby uzernfm druheho zmluvneho statu ustanovenia odsekov 2 a 3 elanku 11 Dohovoru. 

(3) Ustanovenia clanku 12 Dohovoru sa pOuZiju na prfpady uvedene v predchadzajucich odsekoch 
1 a 2. 

CI:inok X 

(k chinku 13 Dohovoru) 

Doziadany zmluvny stat zasle informacie z registra trestov vyziadane policajnymi organmi druheho 
zmluvneho statu pre ueely trestneho konania v rovnakom rozsahu, v akom by ich v podobnych 
pripadoch mohli obddar jeho vlastne policajne organy. Informacie 0 zahladenych (vymazanych) 
zaznamoch sa neposkytuju v ziadnom pripade. 

CI:inok XI 

(k clanku 14 Dohovoru) 

(1) V doziadani 0 dorueenie sa spolu s udajmi 0 predmete a ueeie doziadania oznaef aj druh 
dorucovanej pfsomnosti a postavenie adresata v konanf. 

(2) K doziadaniu 0 prehliadku alebo odiiatie dökaznych vecf alebo listfn sa pripoji jedno 
vyhotovenie sudneho pn1cazu alebo jeho overeny opis. Pokiar nie je mozne k takemuto doziadaniu 
pripojir sudny prfkaz alebo jeho overeny opis, postacf vyhlasenie prfslusneho justicneho organu 0 

tom, ze boli spInene predpoklady pre vykonanie tohto opatrenia stanovene pravom platnym v 
dozadujucom state. 
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CIanokXß 

(k chinku 15 Dohovoru) 

(1) Pokial tato zmluva nestanovi inak, möfu sa justicne organy oboch zmluvnych statov srykai 
priamo. Doziadania 0 pnivnu pomoc slovenskych justicnych organov sa zasielaju sudom Rakuskej 
republiky; doziadania 0 pnivnu pomoc rakuskych justicnych organov sa zasielaju po podani 
obzaloby sudom, inak organom prokuratury Slovenskej republiky. Nie je 19m vylueena moznosi 
sprostredkovania cestou Spolkoveho ministerstva spravodlivosti Rakuskej republiky na jednej strane 
a Genenilnej prokuratury Slovenskej republiky alebo Ministerstva spravodlivosti Slovenskej republiky 
na strane druhej. 

(2) Doziadania 0 vykonanie prehliadky alebo zaistenia, 0 zaslanie veci, 0 odovzdanie alebo prevoz 
osöb vo väzbe alebo vo rykone trestu odnatia slobody sa zasielaju prostrednfctvom Spolkoveho 
ministerstva spravodlivosti Rakuskej republiky a Generalnej prokuratury Slovenskej republiky alebo 
Ministerstva spravodlivosti Slovenskej republiky. V nalieharych pripadoch je pripustny priamy styk 
medzi justicnymi organmi, avsak jeden opis doziadania sa zasle aj spösobom uvedenym v prvej vete 
tohto odseku. 

(3) Pisomnosti urcene na dorucenie inym osobam nez obvinenemu möfu byf zasielane aj priamo 
postou podfa predpisov platnych pre postory styk. Postou zaslane pfsomnosti, ktorych dorucovanie by 
podfa Dohovoru a tejto zmluvy nebolo prfpustne, budu v oboch zmluvnych statoch povaZovane za 
nedorueene adresatovi. 

(4) Ziadosti uvedene v clanku X tejto zmluvy sa zasielaju prostrednfctvom Spolkoveho 
ministerstva vmitra Rakuskej republiky na jednej strane a Generalnej prokuratUry Slovenskej 
republiky na strane druhej a rovnakou cestou sa na ne odpoveda. V prfpade nebezpecenstva 
omeskania je prfpustny priamy styk medzi policajnyroi organmi a prfslusnymi organmi registra trestov. 

(5) Justiene organy mözu na vykonavanie tejto zmluvy poüZfvai dvojjazyene tlaeiva. 

CIanokXßI 

(k clanku 16 Dohovoru) 

(1) Pokiaf tato zmluva nestanovf inak, preklady ziadostf zasielanych podfa tejto zmluvy ako aj 
pripajanych podkladov sa nevyzaduju. 

(2) K dorueovanym pfsomnostiam sa pripojf preklad do jazyka doziadaneho zmluvneho statu 
vyhotoveny a overeny uradne menovanym tlmoenikom so sfdlom v jednom zo zmluvnych statov. 
Overenie podpisu tlmocnika sa nevyzaduje. 

(3) Ak dorueovana pfsomnosi nie je opatrena prekladom do jazyka doziadaneho zmluvneho statu, 
obmedzf sa doziadany sud na to, ze zariadi dorucenie odovzdanim pfsomnostf prijemcovi, ak je ten 
ochotny ju prijai. 

(4) K pisomnostiam dorueovanym priamo postou podra clanku XII odsek 3 tejto zmluvy musi byi 
vzdy pripojeny preklad do jazyka doziadaneho zmluvneho statu. Ak k dorueovanej pisomnosti nebol 
pripojeny preklad do jazyka doziadaneho zmluvneho statu, bude sa v oboch zmluvnych statoch 
dorucenie povaZovai za pnivne neucinne. Pri dorueovani vlastnym statnym obcanom mozno od 
prekladov pfsomnostf upustii. 

Cl3nokXIV 

(k elanku 20 Dohovoru) 

Naklady vzniknute zaslanim vecf za ucelom ich vydania poskodenemu ( clanok IV) a odovzdanfm 
alebo prevozom osöb vo väzbe alebo rykone trestu odnatia slobody ( elanok IX) hradi dozadujuci 
zmluvny stat. 

CIanokXV 

( k  elanku 21 Dohovoru) 

(1) Na zaklade trestneho oznamenia zaslaneho podfa Clanku 21 Dohovoru zacnu prislusne organy 
v rozsahu pravnych predpisov doZiadaneho zmluvneho statu trestne stihanie rovnakym spösobom, 
akoby islo 0 ein spachany na uzemf ich statu. Ak v doZiadanom zmluvnom state nie je na konanie 0 

einoch proti majetku dami pravomoc justienych organov, tieto postupia oznamenie prfslusnym 
spravnym organom. Pfsomny styk podfa eIanku 21 Dohovoru sa uskutoenuje medzi prokurarurami 
Rakuskej republiky na jednej strane a Generalnou prokurarurou Slovenskej republiky na strane 
druhej. 
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(2) Prislusne organy zmluvneho statu, na lizemi ktoreho bol trestny ein spachany, presetria v 
jednotlivych prfpadoch, ci je podanie oznamenia podfa elanku 21 Dohovoru lieelne z dövodov zistenia 
pravdy, z inych dövodov dölezirych pre trestne konanie, z dövodu vymery trestu aiebo vykonu trestu 
alebo v zaujme resocializacie obvineneho. 

(3) Trestne einy spachane v doprave sa v doziadanom zmluvnom state posudzujli podfa 
dopravnych predpisov pIatnych na mieste Cinu. 

(4) Ziadost potrebna pre zaeatie trestneho konania alebo podobne splnomocnenie, ktore existuje v 
dozadujlicom zmluvnom state, ma lieinky aj v doziadanom zmluvnom state; ziadosti alebo 
splnornocnenia vyzadovane len pravnym poriadkom doziadaneho zmluvneho statu möfu byi 
predlozene dodatoene, v prirneranej lehote, ktorli ure} prfsIusny organ tohto statu. 

(5) Oznarnenie ma obsahovai strueny popis skutkoveho stavu veci, ako aj co najpresnejsie lidaje 0 

obvinenej osobe, jej statnoID obCianstve a mieste jej bydliska alebo pobytu. Jeho pn1ohou bude: 
a) original alebo overeny opis (k6pia) spisov, ako aj pripadne dökazne predmety; 
b) opis ustanovenf 0 skutkovej podstate a treste, ktore sa vztahujli na ein podfa pravneho 

poriadku zmluvneho statu, kde dosio k spachaniu einu, okrern toho pri dopravnych trestnych 
einach aj opis dopravnych predpisov, ktore sli rozhodne pre ich posudenie; 

c) prehlasenie poskodeneho potrebne pre zaeatie trestneho konania. 

(6) Veci a listiny v originale sa vratia dozadujucernu zmluvnemu statu len co to bude mozne, pokiaf 
sa tento ich vratenia nevzda. Prava doziadaneho zmluvneho statu alebo tretfch osöb na zaslane veci 
zostavajli nedotknute. 

CIanokXVI 

(k elanku 21 Dohovoru) 

Justiene organy dozadujliceho zmluvneho statu upustia od stihania ci vykonu rozhodnutia proti 
obvinenej osobe za oznameny ein 

a) kym je vykon trestu celkom alebo z easti odlozeny, alebo je odlozene rozhodnutie 0 potrestanf; 
b) ak trest ulozeny v doziadanom zmluvnom state bol vykonany, bola od jeho vykonu upustene, 

alebo sa jeho vykon prernleal; 
c) ak pre nedostatok dökazov alebo preto, ze ein nie je trestnyrn einorn, bola vynesene 

pravoplatne oslobodzujlice rozhodnutie alebo doslo k uplneIDu zastaveniu konania. 

CIanokXvn 

(k elanku 22 Dohovoru) 

(1) Inforrnacie 0 odslideniach sa budli vymienai najmenej raz za stvri roka rnedzi SpolkoVYID 
ministerstvorn vnlitra Rakliskej republiky a Ministerstvom spravodlivosti Slovenskej republiky. 

(2) Zmluvny stat, ktory zaslal informaciu podfa elanku 22 Dohovoru, poskytne na ziadosi drubeho 
zmluvneho statu v jednotlivych pripadoch opisy prfslusnych rozsudkov a opatrem, ako aj d'alSie udaje 
potrebne na poslidenie, ci IDusia byi prijate vnlitrostatne opatrenia. 

(3) Pfsomny styk podfa odseku 2 sa uskutocnuje medzi Spolkovyrn ministerstvorn spravodlivosti 
Rakliskej republiky na jednej strane a Ministerstvom spravodlivosti Slovenskej republiky na strane 
druhej. 

ÖanokXVßI 

(k eIanku 24 Dohovoru) 

V zmysle tohto Dohovoru su justicnYmi organmi: 
a) v Rakliskej republike: trestne sudy, prokuratury a Spolkove ministerstvo spravodlivosti. 
b) v Slovenskej republike: sudy, prokuratury, Generalna prokuratura a Ministerstvo 

spravodlivosti. 

CllinokXlX 

(k clanku 29 Dohovoru) 

Ak jeden zo zmluvnych statov vypovie Dohovor, nadobudne vypoved' ueinnosi va vziahu rnedzi 
Rakuskou republikou a Slovenskou republikau dva roky po dorueenf ozmimenia 0 vypovedanf 
Generainemu tajornnfkovi Rady Eur6py. 
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Clanok XX 

(1) Tato zmluva podlieha ratifikacü. Ratifikaene listiny budu vymenene v Bratislave. 

(2) Tato zmluva nadobudne platnosi prvym diiom tretieho mesiaca nasledujuceho po mesiaci, v 
ktorom boli vymenene ratifikacne listiny. 

(3) Tato zmluva sa uzatvara na dobu neurcitli a zostane v platnosti pokiaf ju jeden zo zmluvnych 
statov nevypovie pfsornne diplomatickou cestou. V takomto prfpade zanikne platnost zmluvy jeden rok 
odo diia vypovedania. Platnosi zmluvy zanikne aj bez vypovedania diiom, kedy bude ukoncena platnosi 
Eur6pskeho dohovoru 0 pravnej pomoci v trestnych veciach z 20. apnla 1959 medzi zmluvnymi statmi 
tejto zmluvy. 

' 

Dane vo Viedni, diia 20. cervna 1994 v dvoch pövodnych vyhotoveniach, kaide v jazyku 
nemeckom a slovenskom, pricom obe znenia maju rovnakli platnosi. 

Za Rakusku republiku: 
Nikolaus Michalek 

Za Slovensku republiku: 
Milan Hanze] 
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VORBLAIT 

Problem: 

Durch die Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen 
vom 20. April 1959, (BGBl. NI. 41/1969), durch die Tschechoslowakische Föderative Republik am 
15. April 1992 ist zufolge Artikel 26 dieses Übereinkommens der seinerzeitige Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 20. November 1982, (BGBl. Nr.381/1985), weitgehend außer Kraft getreten. Das 
Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen sieht in Artikel 26 Absatz3 vor, 
daß die Vertragsparteien Vereinbarungen zur Ergänzung dieses Übereinkommens oder zur Erleichte­
rung seiner Anwendung der darin enthaltenen Grundsätze schließen können. Im Verhältnis zwischen 
Nachbarstaaten erweist sich das Übereinkommen oft als unnötig formalistisch und schwerfällig. Der 
Anwendungsbereich der Verträge ist auf Rechtshilfe für stratbare Handlungen beschränkt, die in bei­
den Vertragsstaaten gerichtlich stratbar sind. Wesentliches Ziel ist die Vereinfachung des Rechtshilfe­
verkehrs. Die Rechtshilfe wird auch auf stratbare Handlungen ausgedehnt, die in einem der beiden 
Vertragsstaaten in die Zuständigkeit des Gerichtes und im anderen Vertragsstaat in die Zuständigkeit 
der Verwaltungsbehörde fallen. Der unmittelbare Verkehr zwischen den österreichischen Gerichten 
und Staatsanwaltschaften einerseits und den slowakischen Gerichten und Staatsanwaltschaften ande­
rerseits wird eingeführt. Auch Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung können unmittelbar zwi­
schen den Staatsanwaltschaften gestellt werden. Zustellungen im Postwege sind ausgeschlossen. Wei­
ters regelt das Übereinkommen nicht, wie die Strafverfolgung wegen stratbarer Handlungen gegen 
fremdes Vermögen übernommen werden kann, wenn diese stratbaren Handlungen, wie etwa in der 
Slowakischen Republik möglich, nur in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen. 

Ziel: 

Die Übertragung der Strafverfolgung hinsichtlich jener Vermögensdelikte, die im ersuchten Staat 
in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen, soll ermöglicht werden. 

Inhalt: 

Der Rechtshilfeverkehr wird im beschriebenen Umfang ausgedehnt. Die Zustellung von Schrift­
stücken kann im Wege der Post erfolgen. Die Ausfolgung von Gegenständen an den Geschädigten 
wird erleichtert. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine .. 

EU-Konformität: 

Als bilateraler Vertrag mit einem Nicht-EU-Staat auf einem nicht durch EU-Recht geregelten 
Sachgebiet ist der Vertrag mit EU-Recht vereinbar. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Zusatzvertrag mit der Slowakischen Republik zum Europäischen Übereinkom­
men über die Rechtshilfe in Strafsachen ist zum Teil gesetzändernd und zum Teil gesetzesergänzend; 
er bedarf daher der Genehmigung des Nationalrates gemäß Artikel50 Absatz 1 B-VG. Der Vertrag 
enthält keine verfassungs ändernden oder verfassungsergänzenden Bestimmungen. Er ist im innerstaat­
lichen Rechtsbereich unmittelbar anwendbar, die Erlassung von Gesetzen gemäß Artikel50 Absatz2 
B-VG ist daher nicht erforderlich. Eine Zustimmung des Bundesrats gemäß Artikel 50, Absatz 1 ,  zwei­
ter Satz, B-VG ist nicht erforderlich, da keine Angelegenheiten, die den selbständigen Wirkungsbe­
reich der Länder betreffen, geregelt werden. 

Das Europäische Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 wurde 
von der Tschechoslowakischen Föderativen Republik am 15. April 1992 ratifiziert (BGBI. Nr.262/ 
1992). Auf Grund der von der Slowakischen Regierung gegenüber dem Europarat abgegebenen Kon­
tinuitätserklärung ist das gegenständliche Übereinkommen im Verhältnis zwischen der Republik 
Österreich und der Slowakischen Republik seit 1 .  Jänner 199 3 in Kraft (BGBl. Nr. 178/1993). Der Ver­
trag zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik über 
die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. November 1982 (BGBI. Nr. 381/1985) ist zufolge der Bestim­
mungen des Artikels 26 des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen weit­
gehend außer Kraft getreten. Es ist daher zweckmäßig, von der im Europäischen Übereinkommen über 
die Rechtshilfe in Strafsachen vorgesehenen Möglichkeit eines bilateralen Zusatzvertrages mit der Slo­
wakischen Republik Gebrauch zu machen, wie dies bereits mit Deutschland, der Schweiz, Liechten­
stein, Frankreich, Italien und Ungarn geschehen ist. 

Durch den vorliegenden Zusatzvertrag, der sich weitgehend an den bereits bewährten Regelungen 
mit Deutschland und der Schweiz orientiert, wird den besonderen Erfordernissen des Rechtshilfever­
kehrs zwischen Nachbarstaaten entsprochen und vor allem den seit der Öffnung der Grenzen im Jahre 
1989 enorm angestiegenen Bedürfnissen einer engen Zusammenarbeit zwischen der Republik Öster­
reich und der Slowakischen Republik auf strafrechtlichem Gebiet Rechnung getragen. 

Die Slowakische Regierung hat informell mitgeteilt, daß sie in absehbarer Zukunft das Zusatzpro­
tokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 17. März 1978 
(BGBI. Nr. 296/1983) nicht ratifizieren wird. Die mit diesem Zusatzprotokoll eingeführten Bestimmun­
gen hinsichtlich der Rechtshilfe auch bei fiskalischen strafbaren Handlungen wurden daher in diesem 
Zusatzvertrag eingearbeitet. 

Nach diesem Zusatzvertrag wird Rechtshilfe auch wegen strafbarer Handlungen zu leisten sein, die 
in einem Vertragsstaat in die Zuständigkeit eines Gerichtes und im anderen Vertragsstaat in die 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen. Die schon bisher bestehenden Regelungen betreffend 
die Übernahme der Strafverfolgung haben sich in der Praxis bewährt und werden daher weitgehend 
übernommen. Fällt eine strafbare Handlung gegen fremdes Vermögen nach dem Recht des ersuchen­
den Staates in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde, so ist der ersuchende Staat verpflichtet, das 
Strafverfahren vor der Verwaltungsbehörde durchzuführen. 

Grundsätzlich stellt die generelle Möglichkeit des unmittelbaren Behördenverkehrs zwischen den 
Staatsanwaltschaften und den Gerichten beider Staaten eine wesentliche Erleichterung des Rechtshil­
feverkehrs dar. Allgemein wird die Zustellung von Schriftstücken im Postwege eingeführt, wobei sich 
aus dem Zusatzvertrag jene Voraussetzungen ergeben, die die Gültigkeit der Zustellung im Postwege 
begründen. 

Nach Expertengesprächen im Juni 199 3 in Preßburg und Vertragsverhandlungen im November 
1993 in Wien konnte Einigung über den Text des vorliegenden Zusatzvertrages zum Europäischen 
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Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen erzielt werden. Der Vertrag wurde am 20. Juni 
1994 in Wien unterzeichnet. 

Die Ratifikation des Vertrages wird auf den Bundeshaushalt keine belastenden Auswirkungen 
haben. 

D. Besonderer Teil 

Zu Artikel I: 

Nach dieser Bestimmung ist Rechtshilfe auch in Verfahren wegen strafbarer Handlungen zu lei­
sten, die in einem der beiden Vertragsstaaten in die Zuständigkeit des Gerichtes und im anderen Ver­
tragsstaat in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen. Hinsichtlich der Zustellung von Schrift­
stücken ist es nicht erforderlich, daß im ersuchten Staat eine Justiz- oder Verwaltungsbehörde zur Ver­
folgung zuständig wäre. Wegen dieses weiten Anwendungsbereiches wurde eine Klausel eingeführt, die 
es möglich macht, die Rechtshilfe abzulehnen, wenn die zugrundeliegende Handlung keine oder nur 
unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat oder die Rechtshilfe einen unverhältnismäßig hohen Auf­
wand nach sich ziehen würde. Dieser Ablehnungsgrund wird schon nach seinen Voraussetzungen nur 
in äußerst seltenen Ausnahmefällen zum Tragen kommen. 

Zu Artikel D: 

Das Übereinkommen wird auch in jenen Verfahren angewandt, die mit dem Strafverfahren im 
unmittelbaren Zusammenhang stehen. Dies betrifft die Wiederaufnahme des Verfahrens, die Gnaden­
sachen sowie die Verfahren über strafrechtliche Entschädigungsansprüche. Die Bestimmung orientiert 
sich an Artikel3 des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in 
Strafsachen vom 1 7. März 1978 (BGBl. Nr. 296/1983). 

Zu Artikel lli: 

Die Bestimmung ermöglicht die Rechtshilfe auch wegen fiskalischer strafbarer Handlungen, wie 
sie auch in Artikell des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe 
in Strafsachen vorgesehen sind. Die in Absatz 2 vorgesehenen Geheimhaltungspflichten entsprechen 
der österreichischen Erklärung zu Artikel 1 des genannten Zusatzprotokolls. 

Zu ArtikeIIV: 

Diese Bestimmung regelt die Ausfolgung von Gegenständen und anderer Vermögenswerte zum 
Zwecke der Aushändigung an den Geschädigten oder zu anderen gerichtlichen Verfügungen im ersu­
chenden Staat. Durch den Begriff "Vermögenswerte" soll klargestellt werden, daß auch die Übermitt­
lung von Bankguthaben oder Sparbüchern möglich ist, wenn diese aus strafbaren Handlungen herrüh­
ren oder durch strafbare Handlungen erlangt worden sind. Die Rechte des ersuchten Staates auf Ein­
ziehung oder Verfall (Absatz 1 lit. c) oder die Rechte dritter Personen (Absatz 1lit. d) bleiben unbe­
rührt und schließen eine Übermittlung der Gegenstände aus. Gleiches gilt, wenn die Gegenstände 
im ersuchten Staat noch als Beweisstücke bei einem Gericht oder bei einer Verwaltungsbehörde benö­
tigt werden (Absatz llit. b). Die Rückstellung von Gegenständen an den Geschädigten soll einfach vor 
sich gehen, weshalb eine richterliche Anordnung auf Sicherstellung nicht erforderlich ist. Es genügt in 
der Regel ein Ersuchen der zuständigen Justizbehörde. Die Gegenstände und anderen Vermögenswer­
te werden auch nicht übergeben, wenn ihre unmittelbare Übergabe an den Geschädigten oder dessen 
Vertreter möglich ist. 

Sachliche Haftungen nach dem Zoll- und Steuerrecht hindern die Rückgabe nur, wenn der 
Geschädigte selbst Abgabenschuldner ist (Absatz3). 

Zu Artikel V: 

Sowohl in Artikel 4 des Übereinkommens als auch in § 59 ARHG ist die Möglichkeit vorgesehen, 
daß Behördenvertreter und andere Prozeßbeteiligte an den Rechtshilfehandlungen teilnehmen kön­
nen. Ihnen steht das Recht zu, Fragen oder die Durchführung ergänzender Handlungen anzuregen. 
Die Zustimmung zur Dienstverrichtung der Behördenvertreter erteilt in der Republik Österreich das 
Bundesrninisterium für Justiz und in der Slowakischen Republik die Generalstaatsanwaltschaft oder 
das Justizministerium (Absatz2). 

Zu Artikel VI: 

Sicherstellungen von Gegenständen und Durchsuchungen stellen Eingriffe in die Grundrechte dar. 
Rechtshilfe in diesen Fällen wird daher nur geleistet, wenn zum Zeitpunkt des Ersuchens für die 

141 der Beilagen XIX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 13 von 16

www.parlament.gv.at



14 141 der Beilagen 

zugrundeliegenden strafbaren Handlungen im ersuchten Staat eine Justizbehörde zuständig wäre. Es 
gilt in diesem Bereich abweichend zu Artikel I der Grundsatz der beiderseitigen gerichtlichen Strafbar­
keit. 

Zu Artikel Vll: 

Der ersuchte Staat kann auf die Rückgabe von Beweisstücken und Schriftstücken verzichten. 
Dadurch sollen aber die Rechte Dritter nicht beeinträchtigt werden, weshalb em solcher Verzicht unzu­
lässig ist, wenn Dritte, die Rechte an den Beweisstücken oder Schriftstücken geltend gemacht haben, 
dem Verzicht nicht zustimmen. 

Zu Artikel VIll: 

Im Fall der Ladung eines Zeugen oder Sachverständigen ist stets die annähernde Höhe der Ent­
schädigung sowie der Reise- und Aufenthaltskosten anzugeben. Um die Gewährung eines Vorschusses 
kann neben der ersuchenden Behörde auch der geladene Zeuge oder Sachverständige ersuchen. 

Zu Artikel IX: 

In Ergänzung zu Artikel 11 des Übereinkommens, der die Möglichkeit der ÜbersteIlung eines 
Häftlings aus den ersuchten Staaten in den ersuchenden Staat vorsieht, ermöglicht diese Bestimmung 
die ÜbersteIlung einer im ersuchenden Staat in Haft befindlichen Person in den ersuchten Staat. Dies 
kann etwa bei Rechtshilfeersuchen Um Gegenüberstellung von Beteiligten oder Durchführung von 
Lokalaugenscheinen erforderlich werden. Auch ist die Möglichkeit der Durchbeförderung von Häftlin­
gen an einen dritten Staat vorgesehen (Absatz 2). 

Zu Artikel X: 

Diese Bestimmung ermöglicht es den Polizeibehörden des ersuchenden Staates zum Zwecke der 
Strafrechtspflege Auskünfte aus dem Strafregister in jenem Umfang zu erteilen, wie sie von eigenen 
Polizeibehörden in ähnlichen Fällen erlangt werden können. Eine Übermittlung von Strafregisteraus­
künften zu anderen Zwecken als jenen der Strafrechtspflege ist nicht vorgesehen und kann daher nur 
nach der in Artikel 1 3  Absatz 2 des Übereinkommens vorgesehenen Gegenseitigkeit gewährt werden. 

Zu Artikel XI: 

Diese Bestimmung ergänzt Artikel 14 des Übereinkommens hinsichtlich der den Rechtshilfeersu­
chen anzuschließenden Unterlagen. Wesentlich ist, daß einem Ersuchen um Durchsuchung oder 
Sicherstellung von Beweisstücken oder Schriftstücken eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift 
der richterlichen Anordnung beigefügt werden muß. Kann eine solche richterliche Anordnung nicht 
beigefügt werden, weil etwa in diesem Verfahrensstadium nach dem Recht des ersuchenden Staates 
gerichtliche Entscheidungen noch nicht erlangt werden können, so genügt die Erklärung der zuständi­
gen Justizbehörde, daß die für diese Maßnahme erforderlichen Voraussetzungen nach dem Recht des 
ersuchenden Staates vorliegen. 

Zu Artikel XII: 

Als Geschäftsweg ist grundsätzlich der unmittelbare Verkehr zwischen den Justizbehörden der 
beiden Vertragsstaaten vorgesehen. Rechtshilfeersuchen der Slowakischen Justizbehörden werden 
daher den österreichischen Gerichten übermittelt. Rechtshilfeersuchen der österreichischen Justizbe­
hörden sind bis zur Anklageerhebung an die Staatsanwaltschaften der Slowakischen Republik zu rich­
ten und nach Anklageerhebung den slowakischen Gerichten zu übermitteln. Dadurch wird aber der 
Geschäftsweg zwischen dem Bundesministerium für Justiz der Republik Österreich einerseits und 
der Generalstaatsanwaltschaft oder dem Justizministerium der Slowakischen Republik andererseits 
nicht ausgeschlossen. 

Ersuchen um Vornahme von Durchsuchungen oder Sicherstellungen, um Übermittlung von 
Gegenständen, um Überstellung oder Durchbeförderung von Häftlingen werden im Wege der Justiz­
zentralstelIen übermittelt. In dringenden Fällen kann auch der unmittelbare Behördenverkehr 
beschritten werden, wobei eine Abschrift dieses Ersuchens auch im Wege der JustizzentralstelIen über­
mittelt wird. 

An andere Personen als den Beschuldigten können Schriftstücke unmittelbar durch die Post zuge­
stellt werden. Eine solche Zustellung gilt nach Absatz 3 als nicht bewirkt, wenn die Zustellung nach 
dem Übereinkommen oder diesem Vertrag nicht zulässig wäre. In beiden Vertragsstaaten gilt dann 
das Schriftstück den Empfänger als nicht zugekommen. Artikel XIII Absatz 4 sieht als weitere �ulässig­
keitsvoraussetzung vor, daß in jedem Fall den im Postweg zuzustellenden Schriftstück eine Uberset-
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zung in die Sprache des ersuchten Staates beigefügt werden muß. Fehlt eine solche Übersetzung, so gilt 
die Zustellung ebenfalls in beiden Staaten als nicht bewirkt. Lediglich bei der Zustellung von Schrift­
stücken im Postweg an eigene Staatsangehörige kann auf diese Übersetzung verzichtet werden. Wird 
ein Rückschein benötigt, so ist die Zustellung mittels internationalem Rückschein durchzuführen. Dies­
bezüglich ist auf Artikel 135 und 136 der Ausführungsvorschrift zum Weltpostvertrag vom 27. Juni 1984 
hinzuweisen. 

Für die Übermittlung von Auskünften aus dem Strafregister für die Sicherheits behörden nach 
Artikel 10 ist der Geschäftsweg zwischen dem Bundesministerium für Inneres der Republik Österreich 
und der Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen Republik andererseits vorgesehen. In dringenden 
Fällen ist auch der unmittelbare Verkehr zWischen den Polizeibehörden und den zuständigen Strafre­
gisterbehörden möglich. 

Zu Artikel XID: 

Grundsätzlich werden Übersetzungen der Rechtshilfeersuchen und ihrer Unterlagen nicht ange­
schlossen. 

Zuzustellenden Schriftstücken ist aber grundsätzlich eine Übersetzung in die Sprache des ersuch­
ten Staates anzuschließen. Wurde diese Vorschrift nicht beachtet, so kann sich die ersuchte lustizbe­
hörde darauf beschränken, die Zustellung an den Empfänger nur zu bewirken, wenn dieser zur Annah­
me des fremdsprachigen Schriftstückes bereit ist (Absatz 3). 

Zu Artikel XIV: 

Diese Bestimmung ergänzt Artikel20 des Übereinkommens dahin gehend, daß auch für weitere 
Fälle der Rechtshilfe eine Kostentragung durch den ersuchenden Staat vorgesehen wird. 

Zu Artikel XV und XVI: 

Diese Artikel betreffen die Ergänzung des Artikels 21 des Übereinkommens hinsichtlich der 
Übernahme der Strafverfolgung. In diesen Fällen verkehren die österreichischen Staatsanwaltschaften 
mit der Generalstaatsanwaltschaft der Slowakischen Republik unmittelbar. 

Grundsätzlich wird auf Grund eines Ersuchens um Übernahme der Strafverfolgung von den 
zuständigen lustizbehärden des ersuchten Staates ein Strafverfahren in gleicher Weise eingeleitet 
und geführt, als wäre die strafbare Handlung im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates begangen worden. 

Für strafbare Handlungen gegen fremdes Vermögen, die nach dem Recht des ersuchten Staates 
nur Verwaltungsübertretungen sind, sind Sonderregelungen geschaffen worden. Nach slowakischem 
Recht können diese strafbaren Handlungen auch verfolgt werden, wenn sie im Ausland be��ngen wor­
den sind. Die Behörden des ersuchten Staates werden in diesen Fällen das Ersuchen um Ubernahme 
der Strafverfolgung der zuständigen Verwaltungsstrafbehörde übermitteln, die in gleicher Weise ein 
Verwaltungsstrafverfahren durchführen wird. Dadurch wird sichergestellt, daß auch bei Eigentumsde­
likten in Form von Ladendiebstählen mit geringer Schadenshähe eine Übernahme der Strafverfolgung 
durch die Slowakische Republik stattfinden kann. 

Wie in § 74 ARHG vorgesehen, soll ein Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung dann 
gestellt werden, wenn dies im Interesse der Wahrheitsfindung, aus anderen für das Strafverfahren wich­
tigen Gründen, aus Gründen der Strafzumessung oder des Strafvollzuges oder im Interesse der Reso­
zialisierung geboten ist. 

Bei der Beurteilung von Verkehrsstrafsachen sind die am Tatort geltenden Verkehrsregeln zu­
grunde zu legen. Diese Bestimmung wurde aus dem seinerzeitigen Rechtshilfevertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik übernommen. Die 
Bestimmungen über das Verbot der Alkoholisierung im Straßenverkehr sind jedenfalls Verkehrsre­
geln. Die österreichischen Behörden sind bei der Beurteilung des Gesichtspunktes des § 81 Z 2 StGB 
an eine allfällige, in der Slowakischen Republik bestehende unwiderlegliche gesetzliche Vermutung 
der Fahruntüchtigkeit bei jeder Form der Alkoholisierung nicht gebunden, da diese Vermutung keine 
Verkehrsregel im Sinne des Artikels XVI ist. Der geltende strengere Sorgfaltsmaßstab fällt dem Täter 
erschwerend zur Last. 

Artikel XVI begründet eine "ne bis in idem"-Wirkung bei Entscheidungen auf Grund eines Ersu­
chens um Übernahme der Strafverfolgung. Diese Bestimmung orientiert sich an § 65 Absatz 3 Strafge­
setzbuch. 
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Ein Freispruch oder eine endgültige Einstellung im ersuchenden Staat entfaltet nur dann eine "ne 
bis in idem" -Wirkung, wenn dieser Freispruch oder diese Einstellung aus Beweisgründen oder deshalb 
erfolgt ist, weil die Tat eine strafbare Handlung nicht begründet. 

Zu Artikel XVII: 

Der regelmäßige Austausch von Strafnachrichten wird mindestens vierteljährlich zwischen dem 
Bundesministerium für Inneres der Republik Österreich einerseits und dem Justizministerium der Slo­
wakischen Republik andererseits erfolgen. 

Zur Klärung von Eintragungsvoraussetzungen im Strafregister können im Einzelfall Abschriften 
jener Urteile und Beschlüsse erbeten werden, die im Rahmen des regelmäßigen Strafnachrichtenaus­
tausches mitgeteilt wurden. Dieser Schriftverkehr findet zwischen dem Bundesministerium der Justiz 
der Republik Österreich und dem Justizministerium der Slowakischen Republik statt. 

Zu Artikel XVlß: 

Durch diese Bestimmung wird klargestellt, welche Behörden in den Vertragsstaaten als Justizbe­
hörden zu betrachten sind. 

Zu Artikel XIX und·XX: 

Diese Artikel enthalten die üblichen Schlußbestimmungen. 
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